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Die Prüfungen an den üſterreichiſchen Univerfitäten 
5 im Zahre 1872. 
IV. 


Wir hätten ſomit zum zweiten Male die Runde gemacht in 
dem vielgliedrigen Bau des Prüfungsweſens an den öſterreichiſchen 
Univerſitäten. Wieder iſt es ein wirres Bild, das ſich da aufrollt 
in der Verſchiedenheit der Reſultate nach Zeit und Ort; denn, obwohl 
eine ſchwache Beſſerung ſich bemerkbar macht rückſichtlich der 
Vertheilung der Prüfungsmaſſe auf die einzelnen Univerfitäten, fo 
ſind die Abſtände doch noch ungeheuere und von einem ſtatiſtiſchen 
Nachweis innerer Uebereinſtimmung der einzelnen Prüfungscommiſſionen 
und ihrer Candidaten in Forderungen und Leiſtungen fehlt faſt jede 
Spur. Wohl iſt es erklärlich, daß an demſelben Orte die Reſultate 
in verſchiedenen Zeiten wechſeln mit der veränderten Frequenz, 
der ungleichen Leiſtungsfähigkeit der Jahrgänge und dem Wechſel der 
Prüfungscommiſſäre, daß an verſchiedenen Orten dieſelbe Prüfungs⸗ 
einrichtung verſchiedene Reſultate erzielt als ein Inſtitut auf verſchie⸗ 
dener Grundlage. Aber verwerflich iſt es, wenn das ganze Prüfungs⸗ 
weſen dazu angelegt iſt, die zufällig beſtimmenden Urſachen zu vermeh⸗ 
ren, wenn es durch ein Syſtem concurrirender Prüfungen an denſel⸗ 
ben Candidaten die Erſcheinung widerſprechender Urtheile herbeiführt. 
Daß dem ſo iſt, das ſcheint uns wenigſtens aus der Analyſe der ju⸗ 
ridiſchen Staatsprüfungen und Rigoroſen zu erhellen. 5 


Wird ſich daran in nächſter Zeit etwas zum Beſſeren wenden? 
Wir glauben, nicht Alles, denn die neue Rigoroſenordnung hat wohl 
die Zahl der ſtrengen Prüfungen verringert und den Prüfungsorga⸗ 
nismus verbeſſert (aus eigenem Urtheile können wir Letzteres übrigens 
nur von der juridiſchen Facultät behaupten), aber die Art hat fie 
wenigſtens bezüglich des juridiſchen Studiums nicht an die Wurzel 
des Uebels gelegt. 

Wir müſſen unſere im vorigen Jahre ausgeſprochene Anſicht 
vollſtändig aufrecht erhalten, daß es zur Heilung der in dem juridiſchen 
Prüfungsweſen zu Tage liegenden Schäden nur ein radicales Mittel 
der Abhilfe gibt, nämlich die Beſeitigung des Doppelſyſtems von Prüfungen. 

Dasſelbe läßt ſich aber in zweifacher Weiſe formuliren, ent⸗ 
weder müſſen die juridiſchen Staatsprüfungen fallen 
oder die Rigoroſen in ihrer jetzigen Form. Das Erſte 
wäre in der Weiſe denkbar, daß nach dem Mufter der mediciniſchen Facultät 
die Rigoroſen einfach an die Stelle der Staatsprüfungen treten, mit denen 
ſte ja jetzt im Gegenſtand und in der Form des Examens ſchon nahezu 
identiſch ſind, und es ließe ſich unſeres Erachtens bei der juridiſchen Facultät 
um ſo eher rechtfertigen, die theoretiſchen Prüfungen ausſchließlich in die 
Hände der Profeſſorencollegien zu legen, als an das juridiſche Qua⸗ 
driennium und die Rigoroſen ſich immer noch die juriſtiſche Probe⸗ 
praxis und die ausſchließlich von Praktikern geleitete praktiſche Prü⸗ 
fung ſchlöße. Dann hätte man ein Zweifaches gewonnen, eine Vermin⸗ 
derung der Prüfungszahl um wenigſtens ein Drittel, vielleicht um 
die Hälfte, und einheitlich gegliederte Prüfungscommiſſionen. Die wohl⸗ 
thätigen Folgen der Entlaſtung von einer mühſamen, geiſttödtenden 
Arbeit würden ſich geltend machen bei Examinatoren und Examinan⸗ 
den, Schlendrian auf der einen, Schwindel auf der anderen Seite 
hätten das Feld und die Veranlaſſung ihrer Entfaltung zum größten 
Theile verloren, die Einheitlichkeit und Geſchloſſenheit des Examina⸗ 
torencollegiums hingegen böte die Bürgſchaft für die Anwendung 
eines möglichſt gleichartigen Maßſtabes bei den Prüfungen durch die 
Ausbildung einer beſtimmten, ſeſten Tradition. 

Kann man fi aber dazu durchaus nicht eutſchließen, Rigoroſen 
und Staatsprüfungen zuſammenzuziehen, dann wähle man den zwei⸗ 
ten Weg, man laſſe die Rigoroſen fallen als Prüfungen, die Vorbe⸗ 
dingung find für einen beſtimmten Zweig der juriſtiſchen Praxis, und 
gebe ihnen ihre rein akademiſche Bedeutung wieder Damit meinen 
wir aber, als Feinde jeglicher Unwahrheit, ſomit auch jeden leeren 
Titels, nichts anderes, als, daß die Promotion identifch werde mit 
der Habilitation als Privatdocent. Natürlich müßte dann die Rigo⸗ 
roſenordnung gänzlich beſeitigt werden, aber dies wäre wahrlich ein 
geringes Unglück dem unſchätzbaren Vortheile gegenüber, der auch auf 
dieſe Weiſe erreicht würde: Verminderung der Zahl der Prü— 
fungen, Aufhebung der coneurrirenden Prüfungen mit 
weſentlich gleichem Inhalt. 


Wien, im Juli 1873. Dr. Karl Hugelmann. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Gemeinde iſt nicht berechtigt, bezüglich der Amtsſprache, in 
welcher die politiſche Behörde mit der Gemeinde in Verkehr treten 
ſolle, Beſchlüſſe zu faſſen. 


Der Gemeinderath von S. hatte am 28. Mai 1873 den Be⸗ 
ſchluß gefaßt, „daß die Zuſchriften, welche ihm von der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in deutſcher Sprache zugeſendet werden, zurückgeſtellt 
werden ſollen“. Die Bezirkshauptmannſchaft ſiſtirte dieſen Beſchluß 
im Grunde des § 92 der Gemeindeordnung für Görz und Gradiska, 
weil derſelbe den Wirkungskreis des Gemeinderathes überſchreitet, und 
zeigte den Sachverhalt der Statthalterei an. 

Der zunächſt von der Statthalterei einvernommene Landesaus⸗ 
ſchuß hielt die erwähnte Siſtirung für nicht begründet, „da der Ge⸗ 
meinderath in S. mit dem in Rede ſtehenden Beſchluſſe weder ein 
Geſetz verletzt noch ſeinen Wirkungskreis überſchritten habe. Denn die 
Erklärung, Zuſchriften in deutſcher Sprache, welche von der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft herrühren, an dieſe zurückſtellen zu wollen, enthalte 
nach dem Wortlaute dieſes Beſchluffes keine Ablehnung, keinen Proteſt, 
die Aufträge der Bezirkshauptmannſchaft nicht vollziehen zu wollen, 
was auch daraus hervorgehe, daß die Gemeindeverwaltung von S. 
ausdrücklich erklärt hat, ſie ſei bereit, den Aufträgen der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft, wenn ſolche ihr in einer Sprache zukommen, die ſie ver⸗ 
ſteht. ohne Weiteres Folge leiſten zu wollen. Der Umſtand, daß der 
Gemeindevorſteher in S. deutſche Zuſchriften nicht verſteht, ſchließe 
den Verdacht aus, als ſei hier eine Oppoſition gegen die l. f. Be⸗ 
hörden im Spiele. Die Pflicht der Gemeinden, zu Zwecken der öffent 
lichen Verwaltung mitzuwirken, der übertragene Wirkungskreis ſei 
allerdings geſetzlich geregelt (§ 28 Gemeindeordnung und Art. VI 
des Geſetzes vom 5 März 1862), nicht jo die amtlichen Correſpon⸗ 
denzbeziehungen zwiſchen Gemeinden und l. f. Behörden. Im gegebenen 
Falle beſtehe keine geſetzliche Verſügung, welche die Gemeinden ver⸗ 
pflichtet, deutſche Zuſchriften, welche denſelben von der Regierung zu⸗ 
kommen, anzunehmen und zu verſtehen. Bei dem Abgange einer ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmung für den concreten Fall müſſe man alſo zu den 
allgemeinen Grundſätzen die Zuflucht nehmen, die darauf anwendbar 
ſind. Das Geſetz vom 5. März 1862 beſtimme in den Artikeln IX 
und X, daß die Gemeindevertretungen aus Mitgliedern derſelben Ge⸗ 
meinde gebildet werden ſollen und derſelbe Grundſatz fer auch im $ 17 
der Gemeindeordnung zum Ausdrucke gelangt und in den §§ 9, 10 
und 11 der Gemeinde-Wahlerdnung näher formulirt worden. Daraus 
folge, daß die Landgemeinden von der Landbevölkerung verwaltet 
werden ſollen und zwar mit den Fähigkeiten, welche dieſe Bevölkerung 
hat und in der Sprache, welche ſie ſpricht, ſobald bei den Einzelnen 
die Bedingungen des § 9 der Gemeinde-Wahlordnung eintreffen, 
worunter jedoch die Kenntniß der deutſchen Sprache ſich nicht befindet. 
Die Kenntniß dieſer Sprache ſei auch in der Gemeindeordnung 
nicht gefordert, um das Amt eines Gemeindevorſtehers oder Ge— 
meinderathes ausüben zu können. Der Geſetzgeber habe mithin 
beim Erlaſſe dieſer geſeglichen Beſtimmungen, welche der Auto: 
nomie der Gemeinden entſprechen, eher vorausgeſetzt, daß die Re⸗ 
gierungsorgane nicht nur den Willen, ſondern auch die Eignung haben, 
ſich in ihren amtlichen Beziehungen mit den Gemeinden aller jener 
Mittel zu bedienen, ohne deren Anwendung die Gemeindeordnung 
Gefahr laufen würde, zum todten Buchſtaben zu werden. Diefe Vor⸗ 
ausſetzung werde auch durch Art. 2 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867 beſtätigt, mit welchem die Staatsbeamten für 
eine den Reichs⸗ und Landesgeſetzen entſprechende Amtsgebahrung ver⸗ 
antwortlich gemacht werden. Daraus folge, daß in jenen Orten, wo 
die Bevölkernng nicht deutſch ſpricht und wo die Gemeindevertretungen 
betheuern, dieſe Sprache nicht zu kennen, die Staatsbeamten verpflichtet 
ſind, ſich in ihren amtlichen Beziehungen mit den Gemeinden jener 
Sprache zu bedienen, welche von der Gemeindevertretung verſtanden 
wird. Auch eine Ueberſchreitung des übertragenen Wirkungskreiſes 
liege nicht vor, weil Artikel VI des Geſetzes vom 5 März 1862 und 
§ 28 der Gemeindeordnung den übertragenen Wirkungskreis den Ge⸗ 
meinden und nicht den Gemeindevorſtehern zuweist und weil der § 56 
Gemeindeordnung dem Gemeinderathe das Recht einräumt, auch in 
Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreiſes zu beſchließen und 
der § 59 den Gemeindevorſteher auch der Gemeinde gegenüber für 
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Der Landesausſchuß finde ſich daher bei dem Abgange der Bedingungen 
des § 92 G. O. nicht veranlaßt, irgend einen die Aufrechthaltung 
der Siſtirung des Gemeinderathsbeſchluſſes von S. bezweckenden Antrag 
zu ſtellen; nachdem er aber auf Grund des eitirten Paragraphes um 
ſeine Anſicht angegangen worden, erkläre er unumwunden, daß er, 
indem er mit Rückſicht auf Art. 14 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867 über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, 
die geſtellten dem Nationalgefühle entſpringenden Anſprüche als be⸗ 
gründet, naturgemäß und ſehr billig anerkennt, jedesmal ſehr lebhaft 
jeden Conflict bedauere, der aus ungerechten Zurückweiſungen und 
aus Repreſſivmaßregeln entſtehen könnte, da die Bevölkerung, welche 
anſtrebt, ihre in der Reichsverfafſung gegründeten nationalen Rechte 
zur Geltung zu bringen, von ſolchen Maßregeln hart getroffen wird.“ 

Die Statthalterei iſt dieſer Anſchauung des Landesausſchuſſes 
nicht beigetreten, ſondern hat unter folgender Begründung den gegen 
die von der Bezirkshauptmannſchaft verfügte Siſtirung des Gemeinde⸗ 
rathsbeſchluſſes vom 28. Mai 1873 ergriffenen Recurs der Gemeinde 
S. zurückgewieſen: „mit dem Beſchluſſe, daß die Bezirkshauptmannſchaft 
ihre Zuſchriften an die Gemeinde nicht deutſch verfaſſen ſoll, hat der 
Gemeinderath offenbar über die Art der Geſchäftsführung der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft einen Beſchluß gefaßt, wozu er aber mit Rückſicht 
auf ſeine Stellung zur vorgeſetzten Bezirksbehörde nicht berufen ſein 
kann; auch bietet die Gemeindeordnung in ihren Beſtimmungen über 
den Wirkungskreis der Gemeinde gar keinen Anhaltspunkt zur Be— 
gründung einer ſolchen Competenz. Die Berechtigung des genannten 
Gemeinderathes zu einem derartigen Beſchluſſe iſt um ſo weniger 
denkbar, als ſonſt dieſer und jeder Gemeinderath über die Sprache, 
in der die Zuſchriften aller k. k. Behörden, Aemter, Gemeinden u. f. w. 
abgefaßt zu ſein haben, beſchließen und beliebig den Beſchluß auch 
wieder abändern könnte, was wohl den ganzen Geſchäftsgang in Frage 
ſtellen würde“. 

Gegen dieſe Statthaltereientſcheidung brachte die Gemeinde S. 
hierauf den Miniſterialrecurs ein. Bei Vorlegung dieſes Recurſes 
berichtete die Statthalterei bezuglich des Sprachbedürfniſſes ſelbſt, daß 
die deutſche Schriftſprache der Bevölkerung von S. in Wirklichkeit 
zugänglicher ſei als die floveniſche Schriftſprache, und daß erſtere in 
früherer Zeit auch faſt durchgehends geübt wurde. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 25. October 1873, 
Z. 17.204, dem Recurſe keine Folge gegeben, „weil dem Gemeinde⸗ 
rathe das Recht zu einem ſolchen oppoſittonellen, den Dienſt der öffent⸗ 
lichen Verwaltung hemmenden Beſchluſſe um ſo weniger zuerkannt 
werden kann, als die Gemeinde S. die ihr behufs Erreichung ihres 
Wunſches zu Gebote geſtandenen Mittel der Vorſtellung an die höhe⸗ 
ren Behörden nicht erſchöͤpft hat“. Die Statthalterei wurde übrigens 
aufgefordert, „das Geeignete zu verfügen, damit der Bezirkshaupt⸗ 
mann den ſprachlichen Rückſichten ſeines Bezirkes auch in der amt⸗ 
lichen Correſpondenz mit den Gemeinden im Sinne des Miniſterial⸗ 
erlaſſes vom 6. Auguſt 1867, 3. 3968 / M. J. in Zukunft gebührende 
Rechnung trage“. N J. 


Locale Marktordnungen können rückſichtlich der Marktgebühren 

nur im Geiſte der Beſtimmung des § 69 der Gewerbeordnung aus⸗ 

gelegt werden, und nur ſoweit verpflichten, als es dieſe Beſtim⸗ 
mung zuläßt. 

Salomon 3., Getreidehändler in T., hatte 200 in ſeinem Ma⸗ 
gazine daſelbſt eingelagerte Säcke Hafer nach Preuß.⸗Schleſien ab⸗ 
verkauft. Die Pächter des Marktſtandgeldes begehrten nun von . 
auf Grund des T. . er Marktgebührentarifes pag. 8, V. das Ge⸗ 
treideſtandgeld für den aus ſeinem Magazine abverkauften Hafer, und 
da Z. dies verweigerte, führten ſie beim Bürgermeiſteramte Beſchwerde. 
Z gab bei der Verhandlung den Abverkauf des Getreides aus feinem 
Magazine zu, wendete jedoch ein, daß er das Getreide auf früheren 
Märkten in T. eingekauft und in feinem Magazine eingelagert habe. 
Da die Marktverkäufer das Standgeld für das von ihnen zu Markte 
gebrachte Getreide bereits entrichtet hätten, könne es nicht im Geſetze 
begründet ſein, daß er beim Wiederverkaufe dieſes Getreides aus 
ſeinem Magazine neuerdings das Marktſtandgeld zu entrichten ver⸗ 
pflichtet wäre. 

Das Bürgermeiſteramt erkannte den Salomon 3. der Ueber⸗ 
tretung der Marktordnung durch Verweigerung der Zahlung des sub 


die Ausübung des übertragenen Wirkungskreiſes verantwortlich macht. B V. normirten Standgeldes für den aus ſeinem Getreidemagazine 


abverkauften Hafer ſchuldig und verurtheilte ihn auf Grund des § 16 
zu einer Geldſtrafe von 5 fl. und zur Bezahlung der rückſtändigen 
Standgeldgebühr pr. 6 fl. 

Die Landesregierung hingegen hat über Berufung des Salo⸗ 
mon 3. das Erkenntniß der erſten Inſtanz aufgehoben und den Sa⸗ 
lomon Z. für „nichtſchuldig“ erkannt, „denn es ſet weder behauptet 
worden noch aus irgend einem Umſtande zu ſchließen, daß das frag⸗ 
liche Getreide von einem Wochenmarktsbeſuche in dem Magazine des 
Z. eingelagert war. Da nach § 69 der Gewerbeordnung der Markt⸗ 
verkehr nur mit ſolchen Abgaben belegt werden darf, welche eine 
Vergütung für den überlaſſenen Raum ꝛc. bilden, fo. tft jede Aus⸗ 
legung der Marktordnung von T., nach welcher auch der gewöhnliche 
Handelsverkehr durch eine Abgabe getroffen wurde, dem Geſetze wider⸗ 
treitend“. a 
a Es haben nun hierauf die Marktſtand⸗Geldpächter Eduard K. 
und Joſeph H. den Miniſterialrecurs eingebracht, worin ſie um die 
Aufhebung der Entſcheidung der Landesregierung und um die Beſtä⸗ 
tigung des erſtinſtanzlichen Erkenntniſſes unter Berufung auf den 
Wortlaut der Marktordnung von T. und auf ein Präjudicat der 
Landesregierung aus dem Jahre 1867 baten. Das Bürgermeiſteramt 
bemerkte zu dieſem Recurſe, daß in Folge der Entſcheidung der zwei⸗ 
ten Inſtanz nicht nur die Standgeldpächter geſchädigt werden, ſondern 
auch die Commune einen unberechenbaren Nachtheil erleiden würde. 

Das Miniſterium des Innern hat jedoch uuterm 17. Mai 
1873, 3. 6985, der Berufung der Marktſtand⸗Geldpächter K. und 
H. keine Folge gegeben. ö 

Anmerkung des Einſenders: 


Die Marktordnung von T. enthält allerdings die Beſtimmung, 
daß von jeden Metzen Hafer, welcher zum Marktverkaufe an was 
immer für einem Tage der Woche gebracht oder aus ſtädtiſchen oder 
Privatmagazinen, wo das Getreide eingelegt iſt, verkauft wird, 1 ½ kr. 
Standgeld zu entrichten ſei; allein dieſe nicht ganz klare Beſtimmung 
darf doch nicht anders ausgelegt werden, als daß ſie mit den dies⸗ 
bezüglichen Beſtimmungen der Gewerbeordnung in Einklang ſteht. 
Nach der Auffaſſung der Recurrenten würde der Gebührentarif über 
die Grenzen eines Markt gebührentarifes hinausgehen und es konnte 
eine nicht als Vergütung im Sinne des § 69 der Gewerbeordnung 
ſich darſtellende Auflage auf aus Magazinen in T. zum Verkaufe 
gelangendes Getreide nur im Wege der Geſetzgebung ſtatuirt — — 


Für das Verfahren in politiſchen Angelegenheiten können die Grund⸗ 
ſatze des ſummariſchen Verfahrens (Juſt.⸗Hofdeer. vom Eu. Oecto⸗ 
ber 185, Nr. 006 J. G. S.), namentlich rückſichtlich der Contu⸗ 
macirung des Geklagten, nicht als geltende angenommen werden. 


Joſeph F. beſchwerte ſich auf dem Amtstage vom 25. Juni 
1873 in V., daß er ohne Kündigung von der Glastafelfabrik K. am 
20. Junk 1873 entlaſſen worden ſei. Er beanſpruchte daher Entloh⸗ 
nung für 14 Tage als Hilfsarbeiter und da er täglich einen Gulden 
bezogen, nach Abrechnung zweier Sonntage zwölf Gulden. Die Fa⸗ 
briksdirection hatte in der That im $ 10 für die Hilfsarbeiter eine 
14 tägige Kündigungsfriſt normirt. Beide Theile wurden hierauf zur 
ſummariſchen Verhandlung auf den Amtstag vom 2. Juli l. 3. vor⸗ 
geladen und zwar die geklagte Glasfabriksdirectton unter ausdrücklicher 
Hinweiſung auf § 18 des Geſetzes über das ſummariſche Verfahren 
vom 24. October 1845, Nr. 906 der Juſtizgeſetzſammlung. Nachdem 
beim Amtstage nur der Kläger erſchienen war und ſich mit dem Auf⸗ 
nahmsſcheine der Fabriksdirection vom 1. Jänner 1873 als Hilfs⸗ 
arbeiter ausgewieſen hatte, wurde von Seite der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft die Fabriksdirection zur Zahlung der 12 fl. an Joſeph F. verurtheilt. 

Im Recurfe an die Statthalterei bemerkte die Fabriksdirection, 
daß ſie nur aus dem Grunde vom Amtstage weggeblieben war, weil 
für denſelben Tag ein Beſuch Seiner kaiſerlichen Hoheit des Kron⸗ 
prinzen Rudolf in K. in Ausſicht geſtellt war; es ſei deßhalb auch 
an den amtirenden Commiſſär das Erſuchen geſtellt worden, die Ver⸗ 
handlung auf den nächſten Amtstag zu verlegen. Joſeph F. ſei übrigens 
ſeit Marz 1873 nicht mehr Hilfsarbeiter, ſondern nur Taglöhner mit 
täglichem Verdienſte von 1 fl. und daher nach $ 73 der Gewerbe⸗ 
ordnung nicht als Hilfsarbeiter mit Kündigungszeit anzuſehen. Die 
Bezirkshauptmannſchaft berichtete über Aufforderung, daß nach der be⸗ 
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ſtimmteſten mit Beziehung auf den Dienſteid abgegebenen Erklärung 
des amtirenden Bezirkscommiſſärs weder eine mündliche noch ſchrift⸗ 
liche Bitte um Verlegung der Verhandlung geſtellt worden ſei. Die 
Fabriksdirection in K. entgegnete hierauf, daß ſie einen Brief dieſes 
Inhaltes an einen Bahnbeamten in K. zur Beſtellung übergeben habe, 
welcher indeſſen ſeitdem entlaſſen worden ſei. 

Die Abweiſung des Recurrenten ſeitens der Statthalterei er- 
folgte aus den Gründen der angefochtenen Entſcheidung und weil eine 
Verlegung der betreffenden Verhandlungstagſatzung weder angeſucht 
noch beſtimmt worden ſei. 

In Folge der Berufung der Fabriksdirection an das k. k. Mi⸗ 
niſterium des Innern hat dieſes unterm 20. October 1873, 3. 16.597 
die Entſcheidung der Unterbehörde behoben und die Reaſſumirung 
der ganzen Verhandlung ſowie die neuerliche inſtanzenmäßige Ent⸗ 
ſcheidung hierüber aus dem Grunde aufgetragen, „weil die ganze Ver⸗ 
handlung nach einem für die Adminiſtrativbehörden gar nicht giltigen 
Verfahren, nämlich nach dem mit Hofkanzleidecrete vom 2. December 
1845 für geringfügige Rechtsſachen bei Civilgerichten normirten ſum⸗ 
mariſchen Verfahren durchgeführt worden iſt, und es kann dieſes wenn 
auch zunächſt formale Moment um ſo weniger übergangen werden, 
als das Schwergewicht der in dieſer Angelegenheit bisher gefällten 
Entſcheidungen im Sinne dieſes Verfahrens auf das Nichterſcheinen 
des Geklagten beim Amtstage, alſo auf die Contumacirung gelegt 
wird und als eben deßhalb auch die meritoriſche Einwendung der 
Fabriksdirection, nämlich, daß die Hilfsarbeiterſchaft und daher die 
Anwendbarkeit des § 79 Gewerbeordnung nicht mehr beſtanden habe, 
gar nicht in Erwägung gezogen worden iſt.“ P. 

5 
Die Forderungen des vom Staatsſchatze dotirten und aus dem 
Staatsſchatze zu ergänzenden Weltausſtellungsfondes find in An⸗ 
ſehung ihrer gerichtlichen Sicherſtellung — Aerarialforderungen 
gleichzuhalten. (Hofdecret vom 18. September 1786, Nr. 527 
J. G. S. lit. e, Geſetz vom 21. Juli 1870, Nr. 87 N. G. Bl. 
Verordnungen des h. k. k. Handelsminiſteriums vom 29. Sep⸗ 
tember 1821, Nr. 111 und vom 10. Juni 1873, Nr. 105.) 


Die k. k. n. ö. Finanzprocuratur ſuchte im Namen des Wiener 
Weltausſtellungsfondes wider B. zur Sicherſtellung einer Pachtzins⸗ 
forderung von 40.000 fl. auf Grund des Hofdecretes vom 18. Sep⸗ 
tember 1786, Nr. 577 J. G. S. lit. c um gerichtliche Sequeſtra⸗ 
tion der von B. auf dem Weltausſtellungsplatze betriebenen Uuter⸗ 
nehmung von Anſtandsorten an. 

Die erſte Inſtanz bewilligte die angeſuchte Sequeſtration. 

Auf Recurs des B. hat das Obergericht dem Sequeſtrations⸗ 
begehren keine Folge gegeben, weil nach dem Organiſationsſtatute für 
die Wiener Weltausſtellung vom 20. September 1871, R. G. Bl. 
Nr. 111 der Weltausſtellungsfond ein eigener vom Staatsſchatze ge⸗ 
trennter Fond iſt, welcher vielmehr dem Staatsſchatze gegenüber be⸗ 
ſtimmte Verbindlichkeiten hat, vom Generaldirector verwaltet und ver⸗ 
wendet wird und lediglich die gerichtliche Vertretung der Finanzpro⸗ 
entatur gleich anderen vom Staatsſchatze dotirten Sonden genießt, 
daher laut Hofdecretes vom 29. Jänner 1839, Nr. 460 die Beſtim⸗ 
mungen des Hofd. vom 18. September 1786, Nr. 577 c J. G. S. 
betreffs Sicherſtellung von Aerarialforderungen abgefehen davon, ob 
die dort vorgeſchriebenen Erforderniſſe verhanden wären, auf den vor⸗ 
liegenden Fall keine Anwendung finden können. 

uf den Reviſionsrecurs der k. k. Finanzprocuratur hat der 
k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 22. October 1873, 
3. 10.431 den erſtrichterlichen (bewilligenden) Beſcheid beſtätigt: „In 
der Erwägung, daß in Gemäßheit der Artikel 1— VI des Geſetzes 
vom 21. Juli 1871, Nr. 87 der Weltausftellungsfond ein vom 
Staatsſchatze dotirter und zu ergänzender Fond iſt und demnach die 
Forderungen dieſes Fondes unzweifelhaft ärariſchen Forderungen 
gleichzuhalten ſind; daß zur Verwaltung dieſes Fondes nach den 
Verordnungen des k. k. Handelsminiſteriums vom 29. September 
1871, Nr. 111 und vom 10. Juni 1873, Nr. 105 eine 
Hofeommiffton beſtellt iſt, welche in Gemäßheit der Artikel III und 
IV der erſteitirten Miniſterialverordnung nach außen durch den k. k. 
Generaldirector vertreten wird und daß daher im vorliegenden Falle 
die Bedingungen der lit. e des Hofd. vom 18. September 1786, 
Nr. 577 eintreten.“ Ger.⸗Ztg. 


Gegen eine lediglich zur Vollſtreckung eines politiſchen Erkennt⸗ 
niſſes, RU über Requiſition von einer zweiten Behörde er- 
laſſene Anordnung ift die Beſchwerde nicht zuläſſig. 


Der Glasarbeiter Franz F. wurde im Sommer des Jahres 
1872 in die Glasfabrik des Joſeph P. in T. in die Arbeit aufge⸗ 
nommen und bald nach der Aufnahme wurde ihm und den übrigen 
Fabriksarbeitern die im Sinne des § 84 der Gew. Did. beſtehende 
Fabriksordnung vorgeleſen, welche im Abſatze 6 die Beſtimmung ent⸗ 
hält, daß Niemand während der Hitze feine Arbeit kündigen oder gar 
verlaſſen darf und daß jeder gehalten fein ſoll, erſt beim Auslöſchen, 
wenn er nicht bleiben will, auf 14 Tage zu kündigen. 

F. geſteht zu, daß er bei der Vorleſung anweſend war, die Be⸗ 
ſtimmungen der Fabriksordnung, insbeſonders den Abſatz 6 derſelben 
wohl verſtanden und dagegen keine Einwendungen erhoben habe. 
Deſſen ungeachtet hat F. am 17. October 1872 während der Dauer 
der Hitze die Arbeit 14tägig gekündet und obgleich dieſe Kündigung 
von den Arbeitsgebern nicht acceptirt, F. vielmehr auf die Fabriksord⸗ 
nung gewieſen wurde, dennoch die Arbeit am 31. October 1872 
eingeftellt. 

Ueber diesfällige Anzeige der Glasfabrik und Sicherſtellung des 
Thatbeſtandes durch Einvernehmung der Intereſſenten hat die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in T. unterm 1. November 1872 erkannt, „daß Franz 
F. nach § 80 der Gew. Ord. des vorzeitigen Arbeitsaustrittes wäh⸗ 
rend der Hitze ſchuldig und zur Rückkehr in die Arbeit der L.. ſchen 
Glasfabrik in M. auf die Dauer der Hitze verpflichtet ſei“. F. hielt 
ſich aber an dieſes Erkenntniß nicht, indem er die Arbeit nicht auf⸗ 
nahm; und als er hiezu zwangsweiſe angehalten wurde verließ er 
heimlich die Fabrik und begab ſich nach R., woſelbſt er bei einem 
anderen Glasfabricanten in Arbeit trat. Die Bezirkshauptmannſchaft 
in T. wendete ſich nun an die Bezirkshauptmannſchaft in R. um die 
Einlieferung des Franz F., welchem Erſuchen entsprechend die Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft in R. dem Franz F. unterm 19. December 
1872 den Auftrag gab, „binnen 3 Tagen in die Arbeit der Glasfabrik 
des Joſef P. in T. zurückzukehren“. 

Gegen dieſen letztern Auftrag ergriff Franz F. den Necurs, 
welchen die Statthalterei aus den nachſtehenden Motiven zurückwies. 
„Durch die gepflogenen Erhebungen iſt ſichergeſtellt 1. daß in der 
Glasfabrik des Joſef P. im Monate Juli 1872 mit den Glas⸗ 
machern, Schmelzern und den übrigen Fabriksarbeitern ein auf ihre 
Stellung und auf die Kündigungsfriſt Bezug habendes Uebereinkom⸗ 
men dahin ſtattgefunden hat, daß keiner dieſer Arbeiter ſein Dienſt⸗ 
rerhältniß während der ſogenannten Hitze kündigen darf; 2) daß der 
Glasmacher Franz F., welcher dieſer Dienſtesordnung ſich ſtillſchwei⸗ 
gend unterwarf, da er nach der im Juli 1872 ſtattgefundenen Kund⸗ 
machung dieſer Dienſtordnung das Dienſtverhältniß in der erwähnten 
Glasfabrik fortſetzte, am 17. October 1872 die weitere Arbeit in der⸗ 
ſelben während der Dauer der Hitze kündigte, und obgleich dieſe 
Kuͤndigung nicht angenommen worden war, dieſe Arbeit am 31. Oc⸗ 
tober 1872 auch wirklich einſtellte, und als er von der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft auf Grund des 8 80 Gew. Ord. ſchuldig erkannt und 
verurtheilt wurde, in die Arbeit der Glasfabrik in T. zurückzukehren, 
dieſen Ort gänzlich verlaſſen hat und in der Glasfabrik des Adolf L. 
in R. in ein neues Dienſtverhältniß getreten iſt. Auf Grund dieſes 
Sachverhaltes wurde der Recurs des Franz F. gegen den bezirkshaupt⸗ 
mannſchaftlichen Auftrag, binnen 3 Tagen in die Arbeit der Glas⸗ 
fabrik in T. bei Vermeidung der zwangsweiſen Escortirung dahin 
auf die Dauer der zum Ablaufe der während ſeiner Entfernung aus 
der genannten Fabrik gerade beſtehenden Hitze noch fehlenden Zeit zu⸗ 
rückzukehren, abgewieſen“. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 4. November 1873, 
Z. 11.863 dem weiteren Recurſe des Franz F. gegen die Statthal⸗ 
tereientſcheidung keine Folge gegeben, „weil ſich die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung als keine ſelbſtſtändige Entſcheidung, ſondern lediglich als 
die Anorduung zur Vollſtreckung des in Rechtskraft erwachſenen Er⸗ 
kenntniſſes der Bezirkshauptmannſchaft in T. vom 1. November 1872 
darſtellt.“ P. 
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Verordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern v. 25. September 1873, 3. 15.036, betreffend 
Hintanhaltung der Ausſtellung von Reiſepäſſen für Zigeuner Seitens! der k. und k. 
Miſſionen oder Conſularämter. 


Im Nachhange zu den hierämtlichen Erläſſen vom 19 November v. J., Zahl 
17.437, dann vom 26. März und 15. Mai l. J., Z. 5352 und 8356 erhalten 
Eure ... . die Abſchrift eines von dem k. und k. Miniſterium des Aeußern hieher 
mitgetheilten Circulars, wodurch für die Zukunft die Ausſtellung von Reiſepäſſen für 
Zigeuner Seitens der k. und k. Miſſionen oder Conſularämter hintangehalten wer⸗ 
den ſoll. 


* 


Abſchrift eines Circulares des k. u. k. Miniſtertum des Aeußern an 
die k. u. k. Miſſionen und Conſularämter ddo. 25. Au guſt 1873, 
3. 12.193 -V. 


In Folge hierortiger Anregung haben die Miniſterien des Innern der beiden 
Reichshälften die Verfügung getroffen, daß ohne beſondere Profeſſion herumvagiren⸗ 
den Zigeunern, insbeſondere aber Zigeunerbanden fortan keine Auslandspäſſe oder zur 
Erlangung ſolcher Reiſedocumente verwendbare Zeugniſſe ausgefolgt werden. 

Um dieſe Maßregel wirkſam zu ergänzen, iſt es erforderlich, daß auch Seitens. 
der k. u. k. Miſſionen und der mit Paßbefugniſſen ausgeſtatteten Conſularämter an 
ſolche Vaganten weder neue Päſſe ausgeſtellt noch in deren Beſitze aus früherer Zeit 
befindliche Reiſedocumente verlängert werden. Die k. u. k. Miſſion wolle daher dafür 
Sorge tragen, daß in Zukunft in dieſem Sinne vorgegangen werde. 


Perſonalieu. 


Seine Majeftät haben den a. o. Geſandten am däniſchen Hofe Ludwig Grafen 
Paar zum a. o. Botſchafter beim hl. Stuhle ernannt. 

Seine Majeſtät haben den beim k. und k. Generalconfulate in London verwen⸗ 
deten Titular⸗Viceconſul Franz Stockinger und den dem k. u. k. Generalconſulate 
in Serajevo zur Dienftleiftung zugewieſenen Conſulareleven Heinrich Holzinger, 
beide zu Viceconſuln ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtdirectionsſecretär Moriz Marſek von 
Mäßrenthal anläßlich deſſen Penfionirung den Titel eines Poſtrathes tarfrei 
verliehen. 

. Der Finanzminiſter hat den Obercontrolor des Hauptzollamtes zu Oderberg 
Ferd'nand Kurz zum Oberamtsverwalter des Hauptzollamtes zu Graz ernannt. 
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Erledigungen. 


Forſtelevenſtellen bei der k. k. Gmundner Forſt⸗ und Domänendirection mit 
Adjnten jährlicher 500 oder 600 fl., bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 274.) 

Forſtelevenſtellen bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Bolechow mit 
Adjuten jährlicher 500 oder 600 fl. bis 20. December. (Amtsbl. Nr. 276.) 

Rechnungsoffictalsſtelle bei der Görzer Forſt⸗ und Domänendirection in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 276.) 

Statthaltereikanzliſtenſtelle in der eilſten Rangsclaſſe für Beſorgung der Se⸗ 
cretariatsgeſchäfte bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Gradisca, bis 20. December 
(Amtsbl. Nr. 277.) 

Bezirksthierarztesſtelle für Steiermark in Mürzzuſchlag mit 900 fl. Gehalt 
und 160 fl. Aetivitätezulage, bis Ende December. (Amtsbl. Nr 278.) 

Offieialsſtelle bei den Verzehrungsſteuer⸗Linienämtern in Wien in der zehnten 
Rangsclaſſe, eventuell eine Linien⸗Aintsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 
15. December. (Amtsbl. Nr. 279.) 

Rechnungsaſſiſtentenſtelle beim Rechnungsdepartement der n. ö. Statthalterei 
mit der eilften Rangsclaſſe, bis 13. December. (Amtsbl. Nr. 279.) 
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